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INFR ASTRUK TURPROJEK TE:  Ueli Salvisberg vom BLW betreut fünf regionale Initiativen

«Mit Klimawandel auseinandersetzen»
Der Verfassungsauftrag für 
eine langfristig standortan-
gepasste Lebensmittelpro-
duktion ist eine Heraus-
forderung. Ueli Salvisberg 
vom Bundesamt für Land-
wirtschaft (BLW) ist für 
fünf regionale Infrastruk-
turprojekte zuständig.

INTERVIEW: ROBERT ALDER

«Schweizer Bauer»: Wozu 
braucht es regionale landwirt-
schaftliche Infrastrukturpro-
jekte?
Ueli Salvisberg: Infrastruktur-
projekte stellen heute die Wei-
chen für die standortangepass-
te Produktion von morgen. Es 
ist wichtig, dass Infrastruktur-
projekte auf langfristige Ziele 
im Sinne von regionalen land-
wirtschaftlichen Strategien 
ausgerichtet sind. Strategien 
bedeuten langfristig vorauszu-
schauen.

Was heisst aus Ihrer Sicht 
standortangepasst produzie-
ren? Wissen das die Landwir-
te nicht selber am besten? 
Ja, sie wissen es und aus dem 
Grund ist es wichtig, dass wir 
zusammen für die Landwirt-
schaft der Zukunft arbeiten. 
Der Boden soll weiterhin 
fruchtbar und bereit für die 
Produktion sein. Das war und 
ist Bestandteil der Agrarpoli-
tik. In einigen Regionen wird 
jedoch die Tragfähigkeit der 
Ökosysteme überschritten. 
Gerade dort kommen Forde-
rungen nach mehr Ökologie 
und Naturschutz auf. Hier gilt 
es, gemeinsam in der Region 
zu überlegen, wo die Produk-
tion von Nahrungsmittenl 
langfristig nachhaltig ist, wo 
die Natur mehr Raum erhalten 
kann und wie gerade mit einer 
naturnahen Produktion mehr 

Wertschöpfung für die Produ-
zentinnen und Produzenten ge-
schaffen werden kann.

Das tönt nach Direktiven und 
mehr Vorschriften durch den 
Staat?
Nein, nicht zwingend. Es gilt, 
die Kräfte zu bündeln und be-
stehende Hilfsmittel besser 
und gezielter zu nutzen. Im 
Direktzahlungsbereich wer-
den, z. B. schon heute für die 
Landschaftsqualitäts- und Ver-
netzungsbeiträge schweizweit 
über 1000 Projekte mit unter-
schiedlichen Laufzeiten, Peri-
metern und Trägerschaften 
durchgeführt. Hier kann eine 
Zusammenführung zu einer 
regionalen Strategie eine Effi-
zienzsteigerung sowohl beim 
Vollzug, der Ökologie und der 
Produktion erwirken.

Hat dies Auswirkungen auf 
die Landwirtschaftspolitik der 
Kantone?
Gerade im Infrastrukturbe-
reich geht es mit den regiona-

len Strategien darum, dass die 
Kantone ihren Ressourcen-
einsatz noch bewusster strate-
gisch für regional spezifische 
Herausforderungen planen. So 
dürften z. B. im Kanton Luzern 
Herausforderungen bezüglich 
Nährstoffverluste in Luft und 
Gewässer, im Wallis die Risi-
koreduktion beim Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln im Vor-
dergrund stehen. 

Was soll eine Infrastruktur-
planung erreichen?
Neben der langfristigen Planung 
geht es auch darum, den Inves-
titionsbedarf für die Zukunft 
sichtbar zu machen. Landwirt-
schaftliche Infrastrukturen 
ohne Gebäude, als Strassen, 
Brücken, ja auch Seilbahnen so-
wie Anlagen zur Bewässerung 
und zur Entwässerung haben ei-
nen Wert von schätzungsweise 
15 bis 20 Mrd. Franken. Zu de-
ren Werterhaltung sind jährlich 
rund 400 Mio. Fr. nötig – ohne, 
dass die künftigen Herausforde-
rungen wie Klimawandel oder 

Digitalisierung berücksichtigt 
wären. Heute setzen Bund und 
Kantone aber jährlich rund 100 
Millionen dafür zur Verfügung. 
Mit den regionalen Strategien 
soll gerade der Öffentlichkeit 
und der Politik in den Kanto-
nen noch klarer aufgezeigt wer-
den, welche finanziellen Mittel 
für die Bereitstellung zukunfts-
fähiger Infrastrukturen eigent-
lich nötig wären. 

Was will man mit den fünf 
regionalen Pilotprojekten er-
reichen?
Im Infrastrukturbereich stellen 
wir oft fest, dass nicht festge-
halten ist, wer rechtlich für den 
Unterhalt und für erforderliche 
Anpassungen zuständig ist. 
Das sind ungünstige Planungs-
grundlagen für langfristige Stra-
tegien. In den Pilotprojekten 
geht es darum, Wege zu finden, 
wie diese Planungsgrundlagen 
verbessert werden können. 
Dabei ist ein Pilot immer auch 
dazu da, Schwächen zu erken-
nen, Erfahrungen zu sammeln, 

aber auch Verbesserungspoten-
ziale zu erkennen, bevor ein 
System breit angewendet wird.

Wo liegen diese fünf Pilotpro-
jekte?
Es war uns wichtig, dass wir 
verschiedene Landesteile sowie 
Berg- und Talgebiet damit ab-
decken können. Wenn wir im 
Westen beginnen, ist eines im 
Mittelwallis mit Obst- und Reb-
bau im Talboden und den an-
grenzenden Seitentälern. Wei-
ter ist eines in der Broye, einem 
produktionsintensiven Gebiet 
der Kantone Waadt und Frei-
burg. Hier kommt das Thema 
Wassermanagement zum Tra-
gen. Die dritte Region liegt im 
Smaragd-Gebiet im Oberaar-
gau, dann in der Region Sursee 
im Luzerner Mittelland. In der 
Ostschweiz macht die Bündner 
Bergregion Rheinwald/ Avers/ 
Domleschg mit.

Was, wenn das Parlament die 
AP22+ sistiert?
Sistieren heisst ja nicht auf-
hören, sondern auf später ver-
schieben. Im Infrastrukturbe-
reich werden wir uns so oder so 
mit dem Klimawandel, neuen 
Technologien und steigenden 
Anforderungen ans Wasserma-
nagement und den dafür nöti-
gen Investitionen auseinander-
setzen müssen. Sistierung hin 
oder her.  SEITE 7

Ueli Salvisberg will mit den Bauern für die Landwirtschaft der Zukunft arbeiten. (Bild: ral)

NATIONALR AT:  Motion der früheren BDP-Fraktion wurde angenommen

Entschädigung bei Mutterschaft
Ehegattinnen und einge-
tragene Partnerinnen von 
Landwirten sollen künftig 
eine Mutterschaftsent-
schädigung erhalten.

Am Mittwoch war die Mutter-
schaftsentschädigung in der 
Landwirtschaft Thema im Natio-
nalrat. Die frühere BDP-Fraktion 
hatte eine entsprechende Motion 
eingebracht. Darin werden zwei 
Massnahmen aufgeführt, die in 
Zukunft eine Mutterschaftsent-
schädigung ermöglichen sollen. 

Lohn oder Selbständigkeit

Als erste Massnahme wird im 
Motionstext vorgeschlagen, dass 
der Partnerin ein Barlohn aus-
gerichtet wird, welcher bei der 
AHV deklariert und auf ein auf 
sie lautendes Konto einbezahlt 
wird. Die zweite Massnahme  
wäre laut der Motion, dass die 
Partnerin sich als Selbstständig-
erwerbende bei der Ausgleichs-
kasse anmeldet. Das Einkommen 
werde dann unter beiden Part-
nern aufgeteilt und bei der AHV 
deklariert. «Bei vielen landwirt-
schaftlichen Betrieben wird das 
gesamte Einkommen gegenüber 
der Ausgleichskasse als Einkom-
men des Betriebsleiters deklariert, 
unabhängig von der Tätigkeit und 
dem Beschäftigungsgrad der Ehe-
gattin oder der eingetragenen 
Partnerin auf dem Hof», heisst 
es in der Motion. Die Ehegattin 

oder die eingetragene Partnerin 
erhält für ihre betriebliche Tätig-
keit keinen Lohn und gilt sozial-
versicherungsrechtlich als Nicht-
erwerbstätige und hat demnach 
keinen Anspruch auf eine Mutter-
schaftsentschädigung.

«Bundesrat ist nicht klar»

Gegen die Motion stellte sich 
der Bundesrat. «Heute schon 
werden Ehegattinnen oder ein-
getragene Partnerinnen von Be-
triebsleitern als selbstständig aner-
kannt, wenn sie die Kriterien dazu 
erfüllen», so Alain Berset. Deshalb 
sei die verlangte Gesetzesände-
rung nicht nötig. Motionssprecher 
Heinz Siegenthaler (Mitte, BE) 
wandte sich in seiner Rede in Be-
zug auf die Mutterschaftsversiche-
rung und weitere Sozialleistun-
gen direkt an Bundesrat Berset: 
«Hier braucht es eine dringende 
Lösung. Daher ist es mir eigent-

lich nicht klar, wieso der Bun-
desrat diese Problematik zwar 
erkennt, aber dann ablehnend 
Stellung nimmt. Als Zeichen für 
die Bäuerinnen bitte ich Sie, diese 
Motion zu unterstützen. Danach 
kann die Gesetzesarbeit erfolgen, 
und da wir dann noch die Agrar-
politik 2022 plus zu diskutieren 
haben, kann gleich alles dort 
geregelt werden.» Eine knappe 
Mehrheit, vorwiegend aus den 
SP-, Mitte- und Grünen-Fraktio-
nen, folgte schliesslich dem Ap-
pell von Siegenthaler. Sie wurde 
mit 98 zu 84 Stimmen bei 9 Ent-
haltungen angenommen.  45 der 
84 Nein-Stimmen kamen aus der 
SVP-Fraktion. 6 Mitglieder der 
Volkspartei enthielten sich der 
Stimme, darunter Esther Friedli 
(SG) und Jacques Nicolet (VD). 
Markus Ritter (Mitte) votierte für 
ein Ja. Die Motion geht nun an 
den Ständerat. sda/blu/rup

Die BDP-Motion will der Mutterschaftsentschädigung in der 
Landwirtschaft zum Durchbruch verhelfen. (Bild: tku)

Holz und Biogas 
stärker gefördert
Ständerat Daniel Fässler (Mit-
te, AI) will in einer Motion den 
Bundesrat mit einer Gesetzesän-
derung beauftragen, damit Bio-
masseanlagen (Holz und Biogas) 
auch in Zukunft wirtschaftlich 
betrieben werden können. Nach-
dem der Ständerat die Motion 
bereits gutgeheissen hat, tat es 
ihm nun der Nationalrat gleich. 
Die Annahme bedingte keine 
Abstimmung, da kein Gegen-
antrag auf Ablehnung gestellt 
wurde und auch der Bundesrat 
dafür war. Das freut Ökostrom 
Schweiz: «Damit bekräftigen so-
wohl das Parlament wie auch die 
Landesregierung den politischen 
Willen, Biomasseanlagen in der 
Energiepolitik ihren festen Platz 
einzuräumen.» rup

Wald: Nationalrat 
stärkt Bewirtschafter
Der Nationalrat hiess am Mitt-
woch stillschweigend eine Moti-
on aus dem Ständerat gut, schrieb 
aber zusätzlich hinein, dass für 
das laufende Jahr bei Bedarf 
Nachtragskredite bereitgestellt 
werden sollen. Die Umweltkom-
mission (Urek-N) fand, dass rasch 
gehandelt werden müsse. Die 
Veränderungen im Wald gäben 
Grund zur Sorge. Die Motion 
stammt von Ständerat Daniel 
Fässler (Mitte, AI), dem Präsiden-
ten der Interessengemeinschaft 
WaldSchweiz. Er will Waldbe-
sitzer mit finanziellen Beiträgen 
dazu bringen, ihre Wälder ent-
sprechend zu bewirtschaften und 
zu pflegen. sda

NATION ALR AT:  Grüner Antrag gescheitert 

Auch Nationalrat für mehr 
Schutz vor Wölfen
Nach dem Ständerat hat 
auch der Nationalrat eine 
Motion seiner Umwelt-
kommission angenom-
men. Sie fordert vom 
Bundesrat den Hand-
lungsspielraum im beste-
henden Jagdgesetz besser 
auszunutzen. Den Grünen 
gefällt das gar nicht.

OLIVIER RUPRECHT

Erst am Montag hatte der Stän-
derat eine Motion seiner Um-
weltkommission (Urek-S) an-
genommen, die den Wolf besser 
regulieren will. Schon am Mitt-
woch diskutierte auch der Stände-
rat einen gleichlautenden Vorstoss 
seiner Kommission (Urek-N). Die 
beiden Kommissionen hatten sich 
für eine kurzfristige Lösung im 
Hinblick auf die nahende Alpsai-
son abgesprochen. Denn nach der 
Ablehnung des revidierten Jagd-
gesetzes an der Urne braucht es 
dringend eine Lösung.

Deshalb sieht die Motion vor, 
dass der Bundesrat den Hand-
lungsspielraum im bestehenden 
Jagdgesetz besser ausnutzen soll. 
Das soll schliesslich zu einer ge-
regelten Koexistenz zwischen 
Menschen, Grossraubtieren und 
Nutztieren führen. Für Christine 
Buillard-Marbach (Mitte, FR) ist 
klar: «Die Konflikte im Zusam-
menleben mit dem Wolf sind 

insbesondere in den Berggebie-
ten gross. Diese erstaunen nicht. 
Denn die Schweizer Wolfspopu-
lation wächst exponentiell.»

Grüne Politiker hätten bei der 
Wolfsfrage gerne ein Paket ge-
schnürt, das auch den Schutz 
der Biodiversität und bedrohter 
Arten enthält. Weil der Stände-
rat eine an die Motion geknüpfte 
parlamentarische Initiative vom 
Tisch gewischt hatte, sagte Del-
phine Klopfenstein (Grüne, GE): 
«Heute ist der Deal Geschichte.» 
Deshalb stellte sie den Antrag 
auf Ablehnung der Motion, dem 
allerdings nur wenige ausserhalb 
der Grünen-Fraktion folgten. Die 
Motion wurde mit 136 Ja- zu 36 
Nein-Stimmen bei 17 Enthaltun-
gen klar angenommen. Unter 
den Nein-Stimmen waren unter 
anderem Kurt Fluri (FDP, SO) 
und acht Grünliberale zu finden. 
Weitere vier Grünliberale um Jürg 
Grossen (BE) stimmten für ein Ja.

Die Wolfsregulierung soll ein-
facher werden. (Bild: Pixabay)

Cremo hat neuen 
Direktor gefunden
Bei der Cremo geht es in diesen 
Tagen turbulent zu und her. Am 
Montagabend teilte das Unter-
nehmen mit, dass Hervé Perret 
seinen Posten als Direktor so-
fort räumt. Der gebürtige Neu-
enburger hatte den Job erst im 
Juli 2020 angetreten. Doch jetzt 
ging es schnell: Seit Donnerstag 
leitet Frédéric Métrailler den 
drittgrössten Milchverarbeiter 
der Schweiz. Die Cremo schreibt 
hierbei von einer «Übergangs-
organisation». Ob Métrailler das 
Unternehmen langfristig führen 
wird, geht aus dem Communiqué 
nicht hervor. blu/rup 

Ueli Salvisberg (63) ist seit 
2004 beim Bundesamt für 
Landwirtschaft tätig. Er be-
gleitet die Kantone Aargau, 
Luzern, Obwalden, Solothurn 
und Graubünden im Vollzug 
und der Umsetzung von Infra-
strukturaufgaben. Er ist Kul-
turingenieur ETH und wohnt 
in Jegenstorf BE. ral

ZUR PERSON

Hochdorf verschiebt 
Versammlung
Die Molkerei Hochdorf hatte 
für den 15. März ihre Bilanzme-
dienkonferenz angekündigt, an 
welcher sie auch den Geschäfts-
bericht für das Jahr 2020 publi-
ziert hätte. Fünf Tage vorher teil-
te sie mit, beides sei auf den 12. 
April verschoben. Die General-
versammlung wurde auf Ende 
Mai verschoben. Als Grund 
heisst es in der Medienmittei-
lung: «Zur Unterstützung der 
Strategie 2025 muss Hochdorf 
die Bilanz und die Liquiditätssi-
tuation weiter stabilisieren. Für 
diese finanzielle Stabilisierung 
prüft der Verwaltungsrat derzeit 
verschiedene finanzstrategische 
Optionen.» Die kommunizier-
ten Umsatz- und Ertragsziele sei-
en trotz der negativen Einflüsse 
der Covid-19-Pandemie aber 
2020 erreicht worden, heisst es. 
Das Unternehmen war spätes-
tens 2019 in Schieflage geraten, 
wie Hochdorf selbst im Februar 
2020 schrieb. Im Oktober 2020 
hatte Hochdorf mitgeteilt, dass 
der Pharmalys Invest Holding 
AG von Amir Mechria eine Ver-
längerung der Zahlungsfrist für 
eine Tranche des Verkaufsprei-
ses gewährt worden ist. sal
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